
Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Als nächsten Redner bitte ich den Abgeordneten Pohl von der 
Fraktion CDU/DA, das Wort zu nehmen.

Dr. Pohl für die Fraktion CDU/DA:

Frau Präsidentin! Meine Damen und Herren! Im ersten 
Staatsvertrag zur Wirtschafts-, Währungs- und Sozialunion 
konnten die Probleme der Altkreditlasten, die insbesondere 
durch die staatssystembedingte inländische Bewertung von so­
genannten NSW-Investitionen entstanden sind, nicht geregelt 
werden.

Wie ich bereits bei der ersten Diskussion hier in diesem Hohen 
Haus zum Treuhandgesetz am 15.6. ausführte, wurden diese Alt­
lasten zum damaligen Zeitpunkt mit 25 bis 30 Mrd. Mark bezif­
fert. In der Zwischenzeit wurden sie bekannterweise 1:2 umge­
stellt.

In Vorbereitung des 2. Staatsvertrages wurden deshalb vom 
Wirtschaftsministerium der DDR in Abstimmung mit der Treu­
handanstalt Mittel und Wege gesucht, diese wie auch andere, 
noch zu lösende wirtschaftliche Fragen in den Einigungsvertrag 
hineinzunehmen. Da hätten wir als CDU-Fraktion uns gern ge­
wünscht, daß aus der Fraktion der SPD und der Fraktion Bünd­
nis 90/Grüne schon damals diese konzeptionellen Vorschläge, 
wie sie heute auf den Tisch gelegt worden sind, Vorgelegen hät­
ten.

Wir haben zum damaligen Zeitpunkt die Förderung von wirt­
schaftlichem Wachstums- und Strukturwandel sowie Beschäfti­
gung in der bisherigen DDR und Maßnahmen zur Entwicklung 
des Außenhandels, insbesondere mit den RGW-Staaten, disku­
tiert und dazu Konzeptionen entwickelt. Beides konnte in die Ar­
tikel und 24 des Einigungsvertrages aufgenommen werden, 
wie der Abgeordnete Dr. Steinecke das hier bereits ausführlich 
darlegte. Ich möchte deshalb die Ausführungen von Dr. Steinek- 
ke, die ja sehr umfangreich waren und im Prinzip von mir und 
von der Fraktion CDU/DA voll getragen werden, nur noch inso­
fern ergänzen, daß ich sage, daß wir der Auffassung sind, daß wir 
jetzt den Gesamtkomplex des Einigungsvertrages behandeln 
sollten, der sicherlich noch am heutigen Abend oder am Montag 
paraphiert und damit die Basis für alles weitere darstellen wird. 
Das ist der Schwerpunkt, das ist das wichtigste Gesetzeswerk, 
was wir als Volkskammer hier noch zu verabschieden haben. Wir 
sollten deshalb diesen Einzelantrag zurückstellen bzw. ihn in 
den Haushalts- oder Finanzausschuß überweisen. Ich bin der 
Auffassung, daß die Grundgedanken der Regelungen, die hier 
von Dr. Steinecke und damit auch von der CDU/DA-Fraktion 

—'vorgetragen worden sind, für das gesamte Haus völlig tragfähig 
sind.

Es geht hier - ich sage das noch einmal - um ein sofortiges 
Zinsmoratorium für alle Betriebe bis zur Erstellung der D- 
Mark-Eröffnungsbilanz, und Staatssekretär Dr. Dube hat ja be­
reits die Termine genannt. Wir können nur hoffen, daß jetzt 
mit hohem Tempo die D-Mark-Eröffnungsbilanzen an alle Be­
triebe ausgereicht werden und die Entschuldung von Unter­
nehmen im Einzelfall auf der Grundlage eben dieser D-Mark- 
Eröffnungsbilanz auf Basis des §35 nach Vorlage einer gesi­
cherten Sanierungskonzeption und Bestätigung derselben 
durch die Treuhandanstalt erfolgt. Diese beiden Dinge sind 
wichtig, sie sind der Kernpunkt dieser Vereinbarung, die jetzt 
zu treffen sein wird.

Die Fraktion CDU/DA schlägt vor, den Anträgen der beiden 
Fraktionen und dem Gesetzentwurf hier nicht zuzustimmen 
und, wenn doch eine Überweisung durch das Parlament in die 
Ausschüsse erfolgen sollte, höchstens eine solche in den Haus­
haltsausschuß und in den Finanzausschuß zu beschließen. - 
Schönen Dank.

(Beifall bei CDU/DA)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Meine Damen und Herren! Sie gestatten, daß ich hier erst ein­
mal sortiere, weil mir mehrere Anträge vorliegen. Der Antrag 
des Abgeordneten Pohl ist etwas kompliziert. - Ja, bitte.

Dr. Watzek (DBD/DFD):

Ich habe einen Antrag. Da die Probleme, die heute hier in den 
Tagesordnungspunkten 3 und 4 im Zusammenhang mit den da­
zu eingebrachten Anträgen zur Debatte stehen, auch die 
5 000 Betriebe der Landwirtschaft betreffen, schlage ich vor, daß, 
wenn eine Überweisung erfolgt, diese beiden Anträge auch an 
den Ausschuß für Ernährung, Land- und Forstwirtschaft über­
wiesen werden.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Das ist dann der vierte Antrag. - So, meine Damen und Herren, 
jetzt muß ich Ihnen dazu etwas erklären, weil das ein bißchen 
kompliziert ist. Wir haben hier zwei verschiedene Dinge in einer 
Diskussion behandelt. Bei dem einen handelt es sich lediglich 
um einen Antrag, den Antrag der Fraktion der PDS. Das ist kein 
Gesetz. Darüber könnte theoretisch sofort abgestimmt werden. 
Bei dem Antrag zum Tagesordnungspunkt 4 handelt es sich al­
lerdings um ein Gesetz. Wenn es nicht in die Ausschüsse über­
wiesen wird, dann müßte es heute noch in einer 2. Lesung behan­
delt und hier darüber abgestimmt werden.

Da der Antrag der F.D.P. der weiterführende Antrag ist, d. h. 
der Antrag, das Gesetz nicht in die Ausschüsse zu überweisen 
und heute gleich eine 2. Lesung durchzuführen, würde ich dies 
zuerst abstimmen. Gibt es dazu Anfragen? - Bitte schön!

Prof. Dr. Steinitz (PDS):

Unser Antrag war darauf gerichtet, daß diese Frage erst ein­
mal grundsätzlich wieder ins Bewußtsein gerückt wird und wir 
über Lösungswege sprechen. Wir halten die Aufgabe natürlich 
mit diesem Antrag nicht für erfüllt. Es gibt eine Reihe von Fra­
gen, die weitergeführt werden müssen, wie die Diskussion auch 
heute gezeigt hat, auch Fragen des Einigungsvertrages. Ich wür­
de deshalb dafür plädieren, daß dieser Antrag auch in Überein­
stimmung mit Herrn Nooke zusammen mit dem Gesetzentwurf 
in die Ausschüsse verwiesen wird und dann gemeinsam behan­
delt wird, ausgehend auch von den Vorstellungen des Eini­
gungsvertrages, in Übereinstimmung damit, und wir dann für 
die 2. Lesung einen gemeinsamen Vorschlag der Volkskammer 
vorlegen.

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Meine Damen und Herren! Laut Geschäftsordnung müßte ich 
so verfahren: Wenn dem Antrag der F.D.P. stattgegeben wird - 
und darum würde ich jetzt getrennt abstimmen wollen, es sei 
denn, die F.D.P. zieht ihren Antrag zurück ...

Dr. Steinecke (F.D.P.):

Ja, Frau Präsidentin, wir ziehen unseren Antrag zurück. Wir 
beantragen: Federführender Ausschuß Finanzausschuß und 
Mitwirkung durch die anderen.

(Beifall bei der SPD und PDS)

Präsidentin Dr. Bergmann-Pohl:

Herr Steinecke, ich danke Ihnen ganz herzlich, weil das natür­
lich die Arbeit hier etwas erleichtert. - Ein Geschäftsordnungs­
antrag, bitte!
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